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Titelbild: Walkertshofen - Elternhaus von Armin Papperger 

Armin Papperger, der Herr über Marder, Fuchs, Büffel, Biber, Panther und Puma. Nicht etwa 
ein Zoodirektor, nein, vielmehr seit 2013 Vorstandsvorsitzender der Rheinmetall AG, des 
größten deutschen Rüstungskonzerns. Sozusagen vom Moped zum Panzer. Denn hier in 
seinem Elternhaus im Ortsteil Walkertshofen wurden ehemals Mopeds, Fahrräder, 
Waschmaschinen, Kochtöpfe und Glühbirnen feilgeboten. Geboren 1963 begann Papperger 
seine Laufbahn bei Rheinmetall nach seinem Studium als Diplom-Ingenieur im Jahr 1990. 
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Aus dem Gemeinderat 
Sitzungsberichte mit Hintergrundinformation 

 
26. Juli 2022  
Öffentliche Sitzung 
 
Auerkofener Graben - Niederschrift 
gibt Realität nicht wieder 
  
Zum wiederholten Male während seiner 
Amtszeit kritisierte ÖDP-Gemeinderats-
mitglied Ralf Schramm Inhalte der Nie-
derschrift. In der vergangenen Gemein-
deratssitzung vom 7. Juli sprach 
Schramm einen durch Starkregen verur-
sachten Böschungsrutsch an der Straße 
Pötzmes-Auerkofen an (vergleiche 
„Überblick“ 2. Ausgabe 2022). Die Stra-
ßenböschung wurde bei der Sanierung 
breiter wiederhergestellt als ursprüng-
lich, der Auerkofener Graben erstreckt 
sich in der Folge ganz offensichtlich nun-
mehr bogenförmig um die Böschung. 
Damit wurde auch ein angrenzender, 
gesetzlich vorgeschriebener Gewässer-
randstreifen eines Landwirts durch diese 
Baumaßnahme verschmälert.  
 Nach dem Inhalt der Niederschrift soll 
Bürgermeister Stiglmaier erwidert ha-
ben, dass die Böschung wieder in den 
ursprünglichen Zustand gebracht wurde. 
Das ist in jedem Fall eine für jedermann 
leicht ersichtliche und offensichtliche 
Diskrepanz zur Wirklichkeit vor Ort und 
entspricht auch nicht den eigenen Auf-
zeichnungen von ÖDP-Gemeinderats-
mitglied Schramm. Daher verweigerte er 
seine Zustimmung zur Genehmigung 
der Niederschrift vom 7.7.2022. 
 
Schramm fordert Grundsatzbe-
schluss zur Vermeidung unbegrün-
deter strafrechtlicher Verfolgung von 
Bürgern durch Gemeinde 
 

Einen Antrag Schramms zur Geschäfts-
ordnung folgte auf dem Fuß. Schramm 
hatte für die öffentliche Sitzung einen 
Antrag eingereicht, den der Bürgermeis-
ter allerdings in die nichtöffentliche Sit-
zung verschoben hat. Da Schramm nicht 
den geringsten Grund für eine Geheim-
haltung des Gegenstands der Tagesord-
nung erkennen konnte, stellte er also 
den Antrag, diesen Tagesordnungs-
punkt in öffentlicher Sitzung zu behan-
deln. Ohne dass der Bürgermeister auch 
nur ansatzweise einen Geheimhaltungs-
grund oder überhaupt irgendeine Be-
gründung dafür verlautbaren ließ, wa-
rum er der Meinung ist, dass der Tages-
ordnungspunkt in nichtöffentlicher Sit-
zung behandelt werden sollte, stimmten 
Schramms Gemeinderatskollegen ge-
gen die Aufnahme in öffentlicher Sit-
zung. 
 Schramm erwähnte, dass es bei sei-
nem Antrag um einen Grundsatzbe-
schluss ginge, nach dem die Gemeinde 
solchen Bürgern, die sie strafrechtlich 
verfolgen lässt, deren Anwaltsgebühren 
ersetzt, wenn die Staatsanwaltschaft 
das durch die Gemeinde angestrengte 
Ermittlungsverfahren aus tatsächlichen 
und rechtlichen Gründen nach §170 
Abs. 2 der Strafprozessordnung ein-
stellt, also sozusagen einen „Freispruch 
erster Klasse“ verfügt. Während die Ge-
meinde mit einer Vollkaskomentalität 
sich ihre Kosten aus der Gemeinde-
kasse, also vom Bürger, ersetzen lässt, 
bleibt der durch die Gemeinde offen-
sichtlich Geschädigte auf seinen Kosten 
sitzen. Das ist keine Fiktion, sondern ja 
tatsächlich kürzlich bei der durch die 
Gemeinde veranlassten strafrechtlichen 
Verfolgung von Gemeinderatsmitglied 
Schramm in seiner Funktion als Redak-
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teur des ÖDP-Bürgerblatts bittere Reali-
tät gewesen. Der hatte, nun mit dem 
Stempel der Staatsanwaltschaft auch 
deutlich bestätigt, lediglich sein durch 
das Grundgesetz und die Bayerische 
Verfassung geschütztes Recht auf freie 
Meinungsäußerung wahrgenommen. 
 Der im Voraus auf der Internetseite 
der ÖDP Attenhofen veröffentlichten 
und für jeden einsehbaren Begründung 
zum Antrag ist zu entnehmen, dass die 
gesamte Vorgehensweise, falls sich die 
Gemeinde nicht per Beschluss verpflich-
tet, in einem solchen Fall die der zu Un-
recht beschuldigten Person entstande-
nen Kosten zu ersetzen, dazu geeignet 
ist, Bürger einzuschüchtern.  
 Hintergedanke des Antrags ist, dass, 
wenn sich der Gemeinderat bei einer 
derartigen schwerwiegenden Be-
schlussfassung auch Gedanken über 
eine Kostenerstattung im Falle einer 
Niederlage anstellen muss, dieser mög-
licherweise zukünftig nicht mehr ganz so 
leichtfertig und unbedarft agieren wird, 
wie das bei der Beschlussfassung zur 
strafrechtlichen Überprüfung von Inhal-
ten des ÖDP-Bürgerblatts den Anschein 
erweckt hat. 
 Das Abstimmungsergebnis in der 
nichtöffentlichen Sitzung darf der Be-
richterstatter leider nicht verraten. Es ob-
liegt dem Hüter der Geheimnisse, dem 
Bürgermeister von Attenhofen, diesen 
Beschluss, für den er keinen konkreten 
Geheimhaltungsgrund genannt hat, 
demnächst zu veröffentlichen. Vermut-
lich ist das Ergebnis aber nicht so be-
sonders schwer zu erraten. 
 
TOP 2 Bauantrag 
 
Diskussion wegen Hochwasser-
schutz gibt Rätsel auf 
 
TOP 2.1 Errichtung eines Wohnhauses 

mit Garage, Gemarkung Wal-
kertshofen (Antrag auf Vorbe-
scheid)  

 
Ein Bauherr brachte einen Antrag auf 
Vorbescheid für den Bau eines Wohn-

hauses auf einem Grundstück ein, an 
dessen südlicher Grenze ein Entwässe-
rungsgraben entlang führt. Im Flächen-
nutzungsplan ist dieser Bereich als Au-
ßenbereich dargestellt. In der Vergan-
genheit war der Gemeinderat mehrheit-
lich schon einmal der Meinung, dass die 
Errichtung eines Wohnhauses an dieser 
Stelle die Ablaufmulde für Hochwasser 
bei Starkregenereignissen verschmä-
lern würde. 

Bilder wie diese im Bereich der Spitzauer 
Straße in Walkertshofen sollten zukünftig 
der Vergangenheit angehören. Das ver-
spricht ein Gutachten mit dem Bau des 
Hochwasserrückhaltebeckens 

 
ÖDP-Gemeinderatsmitglied Schramm 
wies darauf hin, dass der Flächennut-
zungsplan seiner Meinung nach hier 
keine Rolle spiele, da es sich um eine 
Baulücke von weniger als 70 Metern 
handle, die rein nach dem Baugesetz-
buch zu behandeln ist. Die Rechtspre-
chung sieht hier derartige Abmessungen 
klar als Baulücken.  
 Ferner verwies Schramm darauf, 
dass inzwischen die Gemeinde strom-
aufwärts ein Hochwasserrückhaltebe-
cken mit einem großen Fassungsvermö-
gen auf der Grundlage eines Gutach-
tens errichtet habe. Sinn dieses Be-
ckens ist es, Niederschlagswasser auf-
zufangen und gedrosselt abzugeben 
und somit die Unterlieger zu schützen. 
Insofern müsse die Hochwassersitua-
tion an dieser Stelle deutlich entschärft 
sein. 
 2. Bürgermeister Senger erwiderte 
daraufhin, dass sich die Hochwassersi-
tuation ganz im Gegenteil verschärft 
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habe, da die Spitzauer Straße auf der 
Höhe des Schöfergrundstücks abge-
senkt worden sei und das Oberflächen-
wasser der Straße so gezielt ins Schö-
fergrundstück und darüber zum Ort des 
aktuellen Bauprojekts abgeleitet würde. 
 Nun, nach dem Gutachten ist es ja 
gerade Zweck des Hochwasserrückhal-
tebeckens genau das zu verhindern, 
dass das Niederschlagswasser aus dem 
Außeneinzugsgebiet überhaupt erst 
oberflächlich entlang der Spitzauer 
Straße fließt. Oder gibt es etwa ganz 
neue Erkenntnisse, die dem ÖDP-Ge-
meinderatsmitglied noch nicht bekannt 
sind und die Funktion des Hochwasser-
rückhaltebeckens in Frage stellen?  
 Mit einer Gegenstimme wurde die 
Bauvoranfrage abgelehnt und der 
Schwarze Peter ans Landratsamt wei-
tergereicht. 
 
1., 2. und 3. Bürgermeister diktieren 
Bedingungen für Bauleitplanung 
 
TOP 3 Antrag auf Herbeiführung ei-

nes Aufstellungsbeschlusses 
zur Bauleitplanung für Grund-
stück, Gemarkung Walkerts-
hofen  

 
Die Aufstellung einer Bauleitplanung, an 
dessen Ende ein Bebauungsplan als 
Satzung im Gemeinderat festgezurrt 
wird, beginnt mit dem sogenannten Auf-
stellungsbeschluss der Gemeinde nach 
§ 2 Abs. 1 S. 2 Baugesetzbuch, mit dem 
das Verfahren förmlich eröffnet wird.  
 Grundsätzlich genügt bei einem Auf-
stellungsbeschluss eine Vorlage mit gro-
ben Planungszügen. Erst danach wird 
im Normalfall ein Vorentwurf erstellt. In 
der Regel wird hierzu ein externes Pla-
nungsbüro beauftragt. Erst hier werden 
die wesentlichen Inhalte der Bauleitpla-
nung bezeichnet und beschrieben (z.B. 
Plan, Begründung).  
 Der Bürgermeister zeigte den bauwil-
ligen Familienmitgliedern die eigenen 
Vorstellungen des 1., 2. und 3. Bürger-
meisters für eine Planung für ein Bauge-
biet auf einer Fläche dieser Familie auf. 

Dies seien Forderungen der Gemeinde, 
so der Bürgermeister gegenüber Ge-
meinderat und den anwesenden Mitglie-
dern der bauwilligen Familie.  
 Dies kritisierte ÖDP-Gemeinderats-
mitglied Schramm allerdings scharf. Er 
betonte, dass der 1., 2. und 3. Bürger-
meister nicht berechtigt seien, die Ge-
meinde zu repräsentieren und gegen-
über Bürgern als Gemeinde aufzutreten, 
insofern sie für die jeweiligen Inhalte 
nicht den eindeutigen, klaren und nach-
vollziehbaren Rückhalt des Gemeinde-
rats hätten. Das sei hier nicht der Fall. 
Über die vom Bürgermeister vorgetrage-
nen Punkte sei im Gemeinderat bislang 
keine Mehrheitsmeinung ersichtlich, so 
dass die Rückendeckung des Gemein-
derats fehle. Schramm machte auch 
deutlich, dass ein bloßer Aufstellungs-
beschluss lediglich ausdrücke, dass der 
Gemeinderat eine Bauleitplanung befür-
wortet. Insbesondere vor dem Hinter-
grund, dass bei einer weiteren Verzöge-
rung am 31.12.2022 der §13b des Bau-
gesetzbuchs für ein beschleunigtes Ver-
fahren auslaufe, sei eine Bauleitplanung 
danach wesentlich komplexer und teu-
rer. 
 Letztendlich wurde der Antrag auf 
Aufstellungsbeschluss mit der Gegen-
stimme Schramms zurückgestellt. 
 
TOP 8 Sonstiges 
 
Riesenbärenklau - Bürgermeister re-
lativiert Beauftragung des VöF 
 
In der vergangenen Sitzung vom 7. Juli 
2022 sprach ÖDP-Gemeinderatsmit-
glied Ralf Schramm das Problem von 
Riesenbärenklaubeständen im Gemein-
degebiet an. Diese Staude, auch als 
Herkulesstaude bekannt, birgt erhebli-
che Gesundheitsgefahren. Aufgrund ih-
rer Phototoxizität kann sie beispiels-
weise zu schwerwiegenden Verbren-
nungen führen. Schramm hatte im Vor-
feld bei der Gemeindeverwaltung einen 
konkreten Standort mitgeteilt und die 
Antwort erhalten, die Beseitigung sei be-
reits über den VöF (Landschaftspflege-
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verband Kelheim) beauftragt worden. In 
der Sitzung vom 7. Juli bekräftigte der 
Bürgermeister dann auch die Beauftra-
gung des VöF und erläuterte zugleich, 
wie die Riesenbärenklaustauden fach-
gerecht durch 15 cm tiefes Ausstechen 
beseitigt würden. Dies sei im Gemeinde-
gebiet an den bekannten Stellen so ge-
schehen.  
 Zwei Tage nach der Sitzung vom 7. 
Juli waren an dem von Schramm gemel-

deten Standort die Stauden nicht etwa 
ausgestochen, sondern lediglich die 
Köpfe einiger Pflanzen abgeschnitten. 
Das schien alles andere als fachgerecht.  
 Daher erkundigte sich Schramm ob 
dieser unsachgemäßen Maßnahme 
beim VöF. Vom Geschäftsführer  erhielt 
er die Antwort, dass im Bereich Atten-
hofen niemand vom VöF beauftragt 
wurde. Das ist allerdings etwas anderes 
als der Bürgermeister in der Sitzung vom 
7.7. verlautbaren ließ. 
 In der aktuellen Sitzung sprach 
Schramm daher den 1. Bürgermeister 
darauf an, dass die Beseitigung offenbar 
unsachgemäß erfolgte und der VöF, an-
ders als er behauptet hatte, nicht mit der 
Beseitigung beauftragt wurde. Daraufhin 
räumte der Bürgermeister ein, dass le-

diglich die Köpfe abgeschnitten werden 
sollten, dass das auch in den vergange-
nen Jahren so gehandhabt worden sein 
soll. Er habe jemanden beauftragt, der 
normalerweise auch für den VöF arbeite.  
 
Übrige Tagesordnungspunkte 
 
TOP 2 Bauantrag 
TOP 2.2 Anbau einer landwirtschaftli-

chen Lagerhalle, Gemarkung 
Oberwangenbach  

 
TOP 4 Feuerwehrbedarfsplan  
TOP 4.1 Beschlussfassung zur Auf-

tragsrücknahme  
TOP 4.2 Erneute Auftragsvergabe zur 

Erstellung eines Feuerwehr-
bedarfsplanes  

 
TOP 5 Errichtung einer Grundwas-

sermessstelle auf dem Grund-
stück der ehemaligen Altde-
ponie Pötzmes; Abschluss ei-
nes Folgeantrages mit der 
GAB München  

 
TOP 6 Berichterstattung von ge-

meindlichen Baustellen  
 
TOP 7 Besprechung der Bürgerver-

sammlung  
 
 

„Menschen mit einer neuen Idee 

gelten so lange als Spinner, bis sich 

die Sache durchgesetzt hat.“  
(Mark Twain, amerikanischer Schrift-

steller, 1835 - 1910) 

 
 
23. August 2022  
Öffentliche Sitzung 
 
Schramm kritisiert Form der Einla-
dung - Inhalte eigener Anträge nicht 
erkennbar 
 
Noch vor Sitzungseröffnung meldete 
sich ÖDP-Gemeinderatsmitglied 
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Schramm auf die einleitenden Worte des 
Sitzungsleiters, ob Einwände gegen 
Form und Frist der Einladung bestün-
den, zu Wort. Ja, es gab einen ganz ge-
waltigen Einwand gegen die Form der 
Einladung. Daraus sollten, so Schramm, 
die Gegenstände der Tagesordnung klar 
hervorgehen, so dass jeder Bürger 
nachvollziehen könne, um was es da 
geht. Nur so könne der Bürger schließ-
lich entscheiden, ob er der Sitzung bei-
wohnen möchte, wenn ein Thema ihn 
zum Beispiel besonders interessiert. Ein 
Blick auf den heutigen Tagesordnungs-
punkt 12 zeigt allerdings deutlich, dass 
der dafür verantwortliche Bürgermeister 
diesen Gedanken offenbar nicht gerade 
mit Leben erfüllen wollte.  
 Schließlich hat der Sitzungsleiter als 
Konsequenz dieses Mangels den Ge-
schäftsordnungsantrag gestellt, diesen 
Punkt von der Tagesordnung zu neh-
men. Dieser Beschluss wurde sodann 
auch mit der Gegenstimme Schramms 
gefasst. 
 
Abwasserkanal - Probleme mit tech-
nischen Anlagen 
 
TOP 2 Vorstellung und Entscheidung 

der Trasse zur Abwasserein-
leitung zur Kläranlage Main-
burg durch Herrn Dipl.-Ing. 
Helmut Metschl vom Pla-
nungsbüro SiwaPlan  

 
Viel Interessantes war dem Vortrag von 
Dipl. Ing. Helmut Metschl von der Inge-
nieurgesellschaft SiwaPlan zum Tras-
senverlauf für den Anschluss der Ab-
wasserleitung der Ortschaften Atten-
hofen und Rannertshofen bis zum Klär-
werk Mainburg zu entnehmen. Insge-
samt 6 Varianten waren von ihm in der 
März-Sitzung vorgestellt worden, 4 da-
von sollten allerdings wegen der hohen 
Kosten nicht weiter verfolgt werden. Da 
waren's nur noch zwei: 1) eine Drucklei-
tung von der Abwasseranlage Atten-
hofen zum Ortseingang Oberwangen-
bach und im weiteren Verlauf über Un-

terwangenbach und 2) eine über die Ab-
wasseranlage Pötzmes.  
 Ein Vor-Ort-Termin des Planungsbü-
ros mit Vertretern der Stadt Mainburg 
brachte jedoch dann eine große Ernüch-
terung. So laufen die Pumpen im Pump-
werk Unterwangenbach bei Starkregen 
bereits am Anschlag. Über dieses 
Pumpsystem fließt nämlich auch das zu 
einem großen Teil als Mischwasser ab-
geleitete Abwasser aus dem Ortsteil 
Walkertshofen. Die Kennlinien der Pum-
pen seien unbekannt. Zudem seien die 
Leitungsquerschnitte sowie die Pump-
leistung unbekannt. Darüber hinaus sei 
die Betonwand des Pumpwerks durch 
Schwefelwasserstoff-Korrosion bereits 
angegriffen. Ein Prozess, der sich nicht 
rückgängig machen lässt und zu immer 
größerem Fraß am Beton führt. Beim 
Pumpwerk zwischen Oberwangenbach 
und Thonhausen träten hingegen Ver-
zopfungen auf. Die treten auf, wenn Fa-
serstoffansammlungen im Abwasser 
sich verbinden und zopfartige Stränge 
bilden. Gelangen diese ins Pumpenlauf-
rad, kann das in der Folge zu einem 
Pumpenausfall führen. 
 Das Resümee des Fachmanns fiel 
dann im Vergleich der beiden übrigen 
Varianten auch deutlich aus. Für den 
Trassenverlauf über Ober- und Unter-
wangenbach mit einer Länge von 6,5 Ki-
lometern seien Baukosten von etwa 
1,12 Millionen Euro und laufende jährli-
che Kosten von 136.500 Euro zu veran-
schlagen, während für den Verlauf über 
Pötzmes mit 1,07 Millionen Euro und 
jährlichen Kosten von 114.300 Euro zu 
rechnen sei. 
 Der Gemeinderat entschied sich in-
folgedessen nach diesem Vortrag ein-
stimmig für die wirtschaftlichste Variante 
über Pötzmes. 
 
TOP 5 Auftragsvergabe zur Errich-

tung eines Oberflurhydranten 
in Untereinöd 

 
Zur Verbesserung der Löschwasserver-
sorgung im Bereich Untereinöd und 
Obereinöd soll vor der geplanten Stra-
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ßeninstandsetzung ein zusätzlicher 
Oberflurhydrant errichtet werden. Zum 
Bruttoangebotspreis von 5.161,74 Euro 
soll nun die Firma Rieder aus Bayerbach 
mit der Errichtung eines Oberflurhydran-
ten beauftragt werden. Der Beschluss 
erfolgte einstimmig. 
 
Der Auerkofener Graben - Wie durch 
Zauberhand versetzt 
 
TOP 9 Bericht von der Bauaus-

schussbesichtigung  
TOP 9.1 Beschlussfassung wegen 

Wiederherstellung des Gra-
benverlaufs des Auerkofener 
Grabens  

 
ÖDP-Gemeinderatsmitglied Schramm 
hatte den Antrag gestellt, dass der Ge-
meinderat beschließen möge, dass der 
Auerkofener Graben im Bereich der 
jüngsten Sanierungsmaßnahme der 
Straßenböschung der gemeindeeigenen 

Straße von Pötzmes nach Auerkofen in 
seinem ursprünglichen parallelen Ver-
lauf zur Straße wiederhergestellt wird. 
Dies begründete er damit, dass mit der 
Sanierungsmaßnahme die Straßenbö-
schung verbreitert und der Auerkofener 
Graben von seinem ursprünglichen pa-
rallelen Verlauf umgeleitet und versetzt 
wurde. Dies geht zu Lasten eines an-
grenzenden gesetzlich vorgeschriebe-
nen Gewässerrandstreifens eines Land-
wirts, der dadurch verschmälert wurde. 
Nach dem Wortlaut der Niederschrift 
vom 7.7.2022 soll angeblich bei der Sa-
nierung der ursprüngliche Zustand wie-
derhergestellt worden sein. Die dem An-
trag beigefügten Bilder belegen aller-

dings nach seiner Ansicht eine deutliche 
Verbreiterung der Böschung und einen 
Versatz des Auerkofener Grabens. 
 Die dem Antrag beigefügten Bilder 
zeigte der Sitzungsleiter den Gemeinde-
ratsmitgliedern und der Öffentlichkeit al-
lerdings erst gar nicht. Vielmehr räumte 
er zwar einen Versatz des Grabens um 
etwa 30 cm über eine Länge von rund 20 
Meter ein, allerdings habe dies nichts mit 
irgendeiner Verbreiterung der Böschung 
zu tun, die sei seiner Meinung nach im 
ursprünglichen Zustand wiederherge-
stellt worden.  
 Der Grundstückseigentümer des an-
grenzenden Gewässerrandstreifens hat 
inzwischen einen Anwalt eingeschaltet, 
wie der 1. Bürgermeister verlautbaren 
ließ. An dieser Stelle gab er den voll-
ständigen Namen des Landwirts völlig 
ohne Grund und ohne dessen Einwilli-
gung der Öffentlichkeit preis. Nach Auf-
fassung von ÖDP-Gemeinderatsmit-
glied Schramm eine Verletzung des Da-
tenschutzes.  
 Obgleich ja der Auerkofener Graben 
nach der Sanierungsmaßnahme nun ei-
nen deutlichen Bogen um die Böschung 
macht, während er zuvor parallel zu der 
in diesem Bereich geraden Straße ver-
lief, soll das nichts, aber auch gar nichts 
mit irgendeiner Verbreiterung der Bö-
schung zu tun haben. Schramm merkte 
zwar an, dass der Grabenverlauf und die 
Böschungssanierung nicht „entkoppelt“ 
betrachtet werden könnten, stieß damit 
jedoch auf taube Ohren. Dies wollten 
seine Gemeinderatskollegen nicht so 
sehen. Daher verweigerte der Gemein-
derat mit der Gegenstimme Schramms 
die Kostenübernahme für die Wieder-
herstellung des ursprünglichen Graben-
verlaufs. 
 
Breitbandausbau - Markterkundung 
abgeschlossen 
 
TOP 8 Informationen zum Breitband-

ausbau in der Gemeinde At-
tenhofen (vorl. Ergebnis der 
Markterkundung)  
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Auf die Fahne geschrieben hat sich der 
Gemeinderat, im gesamten Gemeinde-
gebiet FTTH, Glasfaser ins Haus, zu er-
möglichen.  
 Der Startschuss dafür war in der Ge-
meinderatssitzung vom 20.1.2021 gefal-
len. Da hatte der Gemeinderat Atten-
hofen beschlossen, in das Bayerische 
Förderverfahren „Gigabitrichtlinie“ (Bay-
GiBitR) einzusteigen und die Markter-
kundung zu starten. Hierzu sollte eine 
Planungsgemeinschaft (interkommu-
nale Zusammenarbeit) mit den weiteren 
Mitgliedsgemeinden der VG Mainburg 
(Aiglsbach, Elsendorf und Volken-
schwand) eingegangen werden.   
 Und eben diese Ergebnisse der 
Markterkundung wurden nun vorgestellt. 
Demnach sind 438 Adressen förderfä-
hig, 16 nicht. Im Zuge der Straßensanie-
rung der Lindenstraße in Attenhofen er-
folgt der Ausbau derzeit durch die Tele-
kom. Für die dadurch erschlossenen 14 
Haushalte entfällt somit die Förderung. 
Eine Anschlussgebühr von 799 Euro 
wird für diese Adressen fällig, wenn sie 
Glasfaser ins Haus haben möchten. Die 
beiden weiteren unter den 16 nicht för-
derfähigen Haushalte befinden sich in 
der Pfarrer-Schmid-Straße in Atten-
hofen sowie in Seeb. 
 
TOP 12 Sonstiges 
 
Erschließung „Fuchswinklstraße II in 
greifbarer Nähe“ 
 
Bürgermeister Stiglmaier gab bekannt, 
dass der voraussichtliche Baubeginn für 
die Erschließung des Baugebiets 
„Fuchswinklstraße II“ der 4. Oktober sei. 
 
Erfreuliches konnte der 1. Bürgermeister 
bezüglich der geplanten Sanierung der 
Gemeindeverbindungsstraße zwischen 
Unter- und Obereinöd berichten. Im 
März 2021 noch teilte der Baudirektor 
des ALE mit, dass die Finanzierung aus 
Fördermitteln des ALE Niederbayern 
nicht gesichert sei. Damit, so Stiglmaier 
damals, sei der Ausbau der Gemeinde-
verbindungsstraße von Unter- nach 

Obereinöd vorerst auf Eis gelegt. Nun 
aber läge mit Bescheid vom Juli 2022 
ein Förderbescheid des Amts für ländli-
che Entwicklung (ALE) im Rahmen des 
Europäischen ELER-Förderprogramms 
in Höhe von 183.000 Euro vor. 
 
Rechtliche Bedenken bei Nahversor-
gung 
 
Zum Thema Nahversorgung teilte Bür-
germeister Stiglmaier mit, dass sich die 
Verwaltung hinsichtlich der von ÖDP-
Gemeinderatsmitglied Schramm in der 
Juli-Sitzung geäußerten rechtlichen Be-
denken bei der Kommunalaufsicht er-
kundigt habe und präsentierte ein dies-
bezügliches Schreiben. Danach vertritt 
diese die Ansicht, dass es sich bei der 
beabsichtigten Bezuschussung für pri-
vate Lieferdienste durch die Gemeinde 
um öffentliche Wirtschaftsförderung 
handle. Allerdings wolle man dieser für 
eine Pilotphase ausnahmsweise zustim-
men. 

 Irgendwelche Rechts-
grundlagen für die Auf-
fassung der Rechts-
aufsicht, dass die un-
zulässige Wirtschafts-
föderung offenbar 
doch ein bisschen zu-

lässig sein soll, sind freilich keine zu fin-
den. 
 Immer wieder präsentiert sich die mit 
Verwaltungsangestellten besetzte Kom-
munalaufsicht am Landratsamt Kelheim 
als vermeintlicher Experte für allerlei 
Rechtsgebiete. Im vergangenen Jahr 
soll die Rechtsaufsicht nach Aussage 
des 1. Bürgermeisters diesen beispiels-
weise dabei unterstützt haben, Strafan-
trag gegen den Redakteur das Bürger-
blatts „Überblick“ zu stellen. Damit hat 
die Rechtsaufsicht für einen enormen 
Verwaltungs- und finanziellen Aufwand 
sowohl auf Gemeindeseite als auch auf 
der Seite des von Bürgermeister und 
zahlreichen Personen der Verwaltung 
zu Unrecht beschuldigten Redakteurs 
gesorgt. Die Einschätzung der Rechts-
aufsicht auf irgendeine strafrechtliche 
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Relevanz hat die Staatsanwaltschaft 
Regensburg allerdings in beeindrucken-
der Weise kassiert. Die Rechtsaufsicht 
als selbsternannter Experte für Straf-
recht hat damit ihre Fehleinschätzung 
eindrucksvoll offenbart. Nun also ver-
sucht sich die Rechtsaufsicht mal auf 
dem Spielfeld des Wirtschafts- und 
Wettbewerbsrechts.  
 
 
Übrige Tagesordnungspunkte 
 
TOP 1 Ehrung von Schul- und Be-

rufsabsolventen, sowie der 
Bierkönigin  

 
TOP 3 Genehmigung der Nieder-

schrift vom 26.07.2022  
 
TOP 4 Bauanträge 
TOP 4.1 Neubau eines Einfamilien-

wohnhauses mit Garage, Ge-
markung Attenhofen  

TOP 4.2 Nutzungsänderungen von 
landwirtschaftlichen Lagerhal-
len zu einem Metallbaube-
trieb, Gemarkung Oberwan-
genbach  

 
TOP 6 Auftragsvergabe an die Bay-

ernwerk Netz GmbH zur Er-
richtung der Straßenbeleuch-
tung im Baugebiet „Fuchs-
winklstraße II“  

 
TOP 7 Informationen zum Feuer-

wehrbedarfsplan  
 
TOP 9 Bericht von der Bauaus-

schussbesichtigung  
 
TOP 10 Berichterstattung von ge-

meindlichen Baustellen  
 
TOP 11 Informationen mit Aussprache 

zu 2 weiteren Anträgen des 
ÖDP-Gemeinderats Dr. Ralf 
Schramm  

 
TOP 12 Sonstiges 

 
 

„Ich bin der Wahrheit verpflichtet, 

wie ich sie jeden Tag erkenne, und 

nicht der Beständigkeit.“  
(Mahatma Gandhi, Freiheitskämpfer, 

1869 - 1948) 

 
 
27. September 2022  
Öffentliche Sitzung 
 
Abwasserbeseitigung - Bürgermeis-
ter kündigt Gebührenerhöhung an 
 
TOP 4 Abwasserbeseitigung Wal-

kertshofen - Oberwangen-
bach / Thonhausen:  

 
TOP 4.1 Anschaffung eines Aus-

tauschschaltschranks für die 
Pumpstation in Thonhausen 
(nachträgliche Beschlussfas-
sung)  

 
Nachdem ein Schaltschrank der Pump-
station in Oberwangenbach / Thonhau-
sen nach etwa 20 Jahren den Geist auf-
gegeben hatte, musste rasch Ersatz be-
schafft werden. Dies hatte Bürgermeis-
ter Stiglmaier bei der Firma Roediger 
Vacuum GmbH in Hanau veranlasst. 
Bruttokosten für einen neuen Schalt-
schrank: 18.338 Euro. Wie Stiglmaier 
berichtete, betrugen die Arbeits- und 
Fahrkosten für die beiden angereisten 
Monteure 6.500 Euro. Für diese notwen-
digen Maßnahmen erteilte der Gemein-
derat nun im Nachhinein seine Zustim-
mung. Die Kosten hierfür, so Bürger-
meister Stiglmaier, fließen in die Abwas-
sergebührenberechnung ein. Dies ist al-
lerdings keine einsame Entscheidung 
des 1. Bürgermeisters, sondern liegt 
vielmehr in der Hand des Gemeinderats.  
 
TOP 4.2 Informationen zu einem mög-

lichen Wartungsvertrag für die 
Vakuumanlagen in Oberwan-
genbach / Thonhausen  
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Um in Zukunft Störungen zu vermeiden, 
soll ein Wartungsvertrag für die Pump-
station Oberwangenbach / Thonhausen 
im 2-Jahres-Intervall ins Auge gefasst 
werden. Darüber hinaus sollen die Va-
kuumhausanschlussschächte in diesen 
Ortschaften inspiziert werden und gege-
benenfalls defekte Teile ausgetauscht 
werden. Auch die hierfür entstehenden 
Kosten sollen nach den Worten des 1. 
Bürgermeisters den Abwassergebühren 
zugeschlagen werden.  
 
TOP 4.3 Beschlussfassung zur Inspek-

tion der Abwasserdrucklei-
tung Walkertshofen - Unter-
wangenbach  

 

Beschlossen hat der Gemeinderat au-
ßerdem eine Inspektion der Abwasser-
druckleitung von Walkertshofen nach 
Unterwangenbach. Dazu wurde die 
Firma BMS Hofrichter in Furth beauf-
tragt, die sich u.a. in Kanalbau speziali-
siert hat. Diese Arbeiten sind noch für 
den Herbst dieses Jahres veranschlagt. 
 
Erschließung von Neubaugebiet - Be-
weissicherung bei Bestandsbebau-
ung 
 
TOP 5 Auftragsvergabe der Beweis-

sicherungsmaßnahmen für 
die Erschließung des Bauge-
bietes „Fuchswinklstraße II“  

 
Jeder, der schon einmal Baumaßnah-
men in seiner Umgebung ausgesetzt 
war, weiß, dass damit oft Erschütterun-
gen verbunden sind. Egal ob beim Stra-
ßenbau oder bei der Errichtung von Ge-

bäuden, meist ist für ein stabiles Funda-
ment eine Verdichtung des Untergrunds 
notwendig. Die hierfür eingesetzten Ge-
räte übertragen die Schwingungen aber 
nicht nur auf den Boden, sondern eben 
auch in die nähere Umgebung. Dann ist 
der Ärger schon vorprogrammiert, wenn 
in der Bestandsbebauung in der unmit-
telbaren Nachbarschaft der Baumaß-
nahmen dann Risse beobachtet werden. 
Über deren Ursachen kann dann trefflich 
gestritten werden.  
 Um diesen Ärger möglichst zu ver-
meiden, wurde nun im Gemeinderat ein 
Beschluss für ein Beweissicherungsver-
fahren in Verbindung mit der Erschlie-
ßung des Baugebiets „Fuchswinklstraße 
II“ gefasst. Insbesondere sollen vor Be-
ginn der Baumaßnahmen Fotos der an-
grenzenden Bebauung im Hinblick auf 
Rissbildung aufgenommen werden. Der 
Auftrag ging an das wirtschaftlich güns-
tigste Unternehmen IHM Ingenieursge-
sellschaft für Bauwesen und Geotechnik 
mbH in Hengersberg für ein Bruttoange-
bot von 1.027 Euro. 
 
Wasserzweckverband auf der Fährte 
von Schwarzbauten - Auftrag zur 
Neuvermessung der Geschossflä-
chen vergeben - Bürgermeister bringt 
Kostenbeteiligung der Gemeinde ins 
Gespräch - 25 Jahre rückwirkende 
Beitragserhebung ist erklärtes Ziel 
 
TOP 8 Bekanntgabe mit Beschluss-

fassung der Kostenbeteili-
gung an den Wasserzweck-
verband zur Erlangung der 
aktuellen Geschossflächen 
wegen Kanalherstellungsbei-
tragsberechnung  

 
In der Sitzung vom 18. Januar dieses 
Jahres sprach der Vorsitzende des Was-
serzweckverbands, WZV, Bürgermeis-
ter Franz Stiglmaier, davon, dass eine 
europaweite Ausschreibung für eine 
Neuvermessung der Geschoss- und 
Grundstücksflächen gescheitert war. 
Knapp 14 Tage später ist im Sitzungs-
protokoll des Elsendorfer Gemeinderats 
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vom 1. Februar 2022 zu lesen, dass der 
WZV mit zwei Büros verhandelt, um für 
diese Dienstleistung ein Angebot zu er-
halten. Nun also hat offenbar das Unter-
nehmen Bitterwolf, Beratung und Fach-
dienste für Wasser- und Abwasserabga-
ben, in Greding den Zuschlag erhalten. 
Dieses gibt an, zum Preis von 95 Euro 
pro Hausanschluss, plus Nebenkosten 
in nicht benannter Höhe, die Vermes-
sungsarbeiten für die Grundstücks- und 
Geschossflächen für die 10.000 An-
schlussnehmer des Versorgungsbe-
reichs des Wasserzweckverbands ab 
Herbst 2023 ausführen zu können. Auf-
grund der bislang unbekannten Neben-
kosten sind die tatsächlichen Vermes-
sungskosten mit dem Zweck der Nach-
erhebung von Beiträgen für bislang nicht 
gemeldete Geschossflächen für 25 
Jahre rückwirkend unklar.  
 Eine vom ÖDP-Ortsverband gegen-
über dem Zweckverband geforderte 
Kosten/Nutzen-Rechnung wurde nach 
wie vor nicht vorgelegt. Genauso wur-
den die Rechtsgrundlagen, nachdem 
diese Neuvermessung unabdingbar sein 
soll, weder auf Nachfrage beim Wasser-
versorger, noch auf Nachfrage bei des-
sen Rechtsaufsichtsbehörde, dem 
Landratsamt Kelheim, mitgeteilt.  
 Nun brachte der Bürgermeister vor, 
dass die Gemeinde sich bei dieser Neu-
vermessung mit 40 Euro pro Haushalt 
beteiligen sollte. Denn auch den Kanal-
herstellungsbeiträgen liegen die Ge-
schossflächen zugrunde. Auch hier be-
absichtigt der Bürgermeister nun, diese 
Beiträge rückwirkend nachzuerheben. 
Insbesondere ist es offenbar sein 
Wunsch, denjenigen auf die Spur zu 
kommen, die in der Vergangenheit für 
die Beitragserhebung relevante Umbau-
maßnahmen vorgenommen, jedoch 
nicht der Gemeinde gemeldet haben. 
Nach den Worten des anwesenden Ge-
schäftsleiters der Verwaltungsgemein-
schaft Mainburg sei dies für die Beitrags-
gerechtigkeit notwendig, obgleich es 
sich meist um geringe Beträge handle. 

 Der ÖDP-Ortsverband Attenhofen ist 
weiterhin bemüht, Licht ins Dunkel der 
offenbar bislang unbekannten Kos-
ten/Nutzen-Schätzung zu bringen und 
fordert den Verbandsvorsitzenden des 
Wasserzweckverbands insofern auf, 
diese Schätzung basierend auf soliden 
Daten endlich der Öffentlichkeit vorzule-
gen - auch wenn dieser offenbar das 
Ziel, Schwarzbauten auf die Schliche zu 
kommen, mit Siebenmeilenstiefeln ver-
folgt. 
 Angesichts der aktuell massiv stei-
genden Belastungen der Bürger er-
scheint die geplante Beitragserhebung 
derzeit als falsches Signal. Insbeson-
dere, wenn völlig unklar ist, in welchem 
Maße die nachgeforderten Beträge 
lediglich für die Bezahlung des beauf-
tragten Büros herhalten müssen. 
 
Angebliche Absprache bei Beschluss 
zur strafrechtlichen Überprüfung von 
Inhalten des ÖDP-Bürgerblatts - Bür-
germeister schweigt 
 
TOP 9 Anträge des ÖDP-Gemeinde-

rats Dr. Ralf Schramm  
 
TOP 9.1 Berichterstattung zu Rück-

sprachen zwischen Bürger-
meister und Landratsamt we-
gen Inhalten des ÖDP-Bür-
gerblatts „Überblick“ vom Juli 
2021 - Antrag vom 
03.08.2022  

 
ÖDP-Gemeinderatsmitglied Schramm 
hatte, nachdem in der vergangenen Sit-
zung vom August seine beiden Anträge 
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von der Tagesordnung genommen wur-
den, die Anträge nun für die September-
Sitzung erneut gestellt: 
 
„Berichterstattung zum Nachweis der 
behaupteten Absprache zwischen 
Bürgermeister und Landratsamt in 
Sachen Beschlussfassung vom 
20.7.2021 zur strafrechtlichen Über-
prüfung von Inhalten des ÖDP-Bür-
gerblatts ‚Überblick‘“ 
 
mit der Begründung: 
 
In der Gemeinderatssitzung vom 
20.7.2021 wurde der Beschluss zur 
strafrechtlichen Überprüfung von Inhal-
ten des ÖDP-Bürgerblatts vom Bürger-
meister von Attenhofen unter ausdrück-
lichem Verweis auf eine Absprache mit 
der Kommunalaufsicht im Landratsamt 
Kelheim herbeigeführt. Auf Nachfrage 
beim LRA wurde dies allerdings bislang 
nicht bestätigt, vielmehr verweigert das 
LRA jegliche Auskunft hierzu.  
 Der Bürgermeister ist also insofern 
aufgefordert, diesen Sachverhalt trans-
parent und umfänglich insbesondere 
durch entsprechende schriftliche Bestä-
tigung der beteiligten Person(en) im LRA 
offenzulegen.  
 Dies ist insbesondere zum Nachweis 
der dadurch in Frage stehenden Recht-
mäßigkeit des Beschlusses erforderlich 
aus folgenden Gründen: 
 
a) Aus dem Inhalt der Tagesord-

nung geht der Beschlussinhalt 
nicht einmal ansatzweise hervor. 

 
b) Es ist fraglich, ob der Beschluss 

mit dem Abstimmungsergebnis 
überhaupt gefasst worden wäre, 
wenn nicht ausdrücklich auf die 
Absprache mit dem Landratsamt 
verwiesen worden und somit ein 
massiver Einfluss auf den Ge-
meinderat ausgeübt worden 
wäre. 

Bürgermeister Stiglmaier trug zu diesem 
TOP weder die Begründung vor, noch 
gab er dem Antragsteller die Gelegen-

heit, seinen eigenen Antrag selbst vor-
zustellen. Insofern war es für die Öffent-
lichkeit kaum möglich, zu verstehen, wo-
rum es hier eigentlich ging. Der Bürger-
meister verwies lediglich auf ein Schrei-
ben des Landratsamts, wonach dieses 
keinerlei Information zu der angeblichen 
Absprache geben will.  
 Nachdem in der Juli-Sitzung des ver-
gangenen Jahres in öffentlicher Sitzung 
bei der Beschlussfassung zur strafrecht-
lichen Überprüfung von Inhalten des 
ÖDP-Bürgerblatts ausdrücklich, laut-
stark und vehement auf eine Rückspra-
che mit dem Landratsamt verwiesen 
wurde, will der Bürgermeister nun aber 
dazu keinerlei Aussagen machen. ÖDP-
Gemeinderatsmitglied Schramm sprach 
den Bürgermeister direkt an, er könne  
nun Transparenz schaffen und zur Auf-
klärung der angeblichen Absprache bei-
tragen. Doch der schweigt. Insofern 
bleibt nun nach wie vor offen, ob eine 
Absprache nun stattgefunden hat oder 
nicht und wenn ja, welchen Inhalt diese 
hatte.  
 Das Ganze hat nach der Auskunfts-
verweigerung nun aber unweigerlich ei-
nen faden Beigeschmack. Insofern das 
Landratsamt den Bürgermeister bei sei-
nem Wunsch der strafrechtlichen Über-
prüfung unterstützt haben sollte, gerät 
dieses in den Verdacht, den Bürger-
meister bei der Einschränkung der Mei-
nungs- und Pressefreiheit und der damit 
einhergehenden Einschüchterung der 
kleinen Wählergruppe ÖDP unterstützt 
zu haben. Denn inzwischen ist durch die 
Staatsanwaltschaft Regensburg ja klar, 
eindeutig und unmissverständlich ge-
klärt, dass sich der ÖDP-Ortsverband 
Attenhofen mit seinem Bürgerblatt inner-
halb des durch das Grundgesetz und die 
bayerische Verfassung garantierten 
Rechts auf freie Meinungsäußerung be-
wegt. 
 
 
Übrige Tagesordnungspunkte 
 
TOP 1 Ehrung von Schul- und Be-

rufsabsolventen  
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TOP 2 Genehmigung der Nieder-

schrift vom 23.08.2022  
 
TOP 3 Bauanträge:  
TOP 3.1 Änderung eines Satteldaches 

zu einem Pultdach auf der 
Garage zur Vorbereitung ei-
ner PV-Anlage, Gemarkung 
Attenhofen (Antrag auf iso-
lierte Befreiung von den Fest-
setzungen des Bebauungs-
plans „Rannertshofener 
Feld“)  

 
TOP 3.2  Antrag auf Vorbescheid zur 

Errichtung eines Lagerplat-
zes, Gemarkung Walkertsho-
fen  

 
TOP 6 Festlegung eines Planungs-

büros zur Fortschreibung des 
Flächennutzungs- und Land-
schaftsplanes der Gemeinde 
Attenhofen  

 
TOP 7 Auftragsvergabe zur Errich-

tung eines Löschwasserbe-
hälters in Rachertshofen  

 
TOP 9 Anträge des ÖDP-Gemeinde-

rats Dr. Ralf Schramm  
 
TOP 9.2 Aussprache bzw. Information 

zur Funktion des Hochwas-
serrückhaltebeckens am Orts-
eingang von Walkertshofen 
(Spitzauer Straße)  

 
TOP 10 Berichterstattung von ge-

meindlichen Baustellen  
 
TOP 11 Sonstiges  
 
 
 
 
 
 
 
 

Das freie Mandat des Gemeinde-
ratsmitglieds 
 
Das freie Mandat hat seine Grundlage 
im Art. 38 des Grundgesetzes. Es garan-
tiert die Selbstständigkeit und Unabhän-
gigkeit des einzelnen Mandatsträgers. 
Er ist nicht an Aufträge und Weisungen 
gebunden und nur den Gesetzen und 
seinem Gewissen unterworfen und han-
delt nach freier Überzeugung.  
 

 
 
Der Mandatsträger muss im Rahmen 
seiner ehrenamtlichen Tätigkeit die ihm 
übertragenen Aufgaben verantwor-
tungsbewusst und gewissenhaft erfül-
len. Hierzu muss sich der von den Bür-
gern gewählte Mandatsträger sachkun-
dig machen und auch selbst aktiv wer-
den.  
 Verantwortungsbewusstes Handeln 
eines Mandatsträgers setzen Sach-
kunde und Kompetenz voraus. Dazu ge-
hören insbesondere:  
 
● die gründliche Beschäftigung mit den 

Sitzungsunterlagen  
 
● eine Minimalkenntnis der gesetzli-

chen Grundlagen  
 
● die Nutzung von Fachliteratur  
 
● die zusätzliche Beschaffung von In-

formation vor Ort 
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Aus dem Archiv 
 

 
 

          
 

Monatsplan pro Mai 1872 
für die ungetheilte Schule 

zu Walkertshofen 
 
I.  Religion: Vorbereitungsklasse: 

Das hl. Kreuzzeichen und das 
Vaterunser. - I. Classe Unterabt-
heilung: Im kleinen Diözesanka-
techismus: die Einleitung und 
das erste Stück von Gott; - 
Ober-Abth. In demselben Kate-
chismus: das V. Stück „von Gott 
dem Richter“. - II.Classe: Unt. 
Abth. Im mittleren Diözesanka-
techismus die Einleitung u. vom 
I. Hauptstück „Begriff und Ge-
genstand des Glaubens“. Ob-
Abth. In demselben Katechis-
mus „Den 7. Glaubensartikel. - 
III. Classe Unt. Abth. Von den 
Geboten; von der Liebe Gottes 
u. des Nächsten u. von der 
christl. Selbstliebe; Ob. Abth.: 
Von den Gnadenmitteln bis zur 
Taufe. 

 

II.  Biblische Geschichte: Vorbereitungs- 
u. I. Classe: Vorerzählen und Abfragen 
der Schöpfungsgeschichte; Erschaffung 
des ersten Menschen; das Paradies; II. 
Cl.: Lesen und Abfragen der biblischen 
Geschichte des alten Testamentes nach 
Chr. Schmid "Die erste Schuld". - III. 
Classe: Lesen und Abfragen der bibli-
schen Geschichte des neuen Testa-
mentes von demselben Verfasser „Die 
Jugendgeschichte Jesu“. 

 
III. Anschauungs-Unterricht: Vorber. Cl. 

Nennen der Gegenstände in der Schule; 
Aufsuchen von Eigenschaften und Thä-
tigkeiten der Gegenstände. - I. die Kir-
che; Benennen und ordnen der Dinge; 
Angabe ihres Zweckes. 

 
IV. Schreibleseunterricht: Vorübungen 

der Hand und des Auges; Orientierung; 
die ersten 5 Buchstaben in der Hoff-
mannschen Fibel. 
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Spätherbst 

Schon mischt sich Rot in der Blätter Grün, 

Reseden und Astern im Verblühn, 

Die Trauben geschnitten, der Hafer gemäht. 

Der Herbst ist da, das Jahr wird spät. 

 

Und doch (ob Herbst auch) die Sonne glüht -  

Weg drum mit der Schwermut aus Deinem 

Gemüt!  

Banne die Sorge, genieße was frommt, 

Eh Stille, Schnee und Winter kommt. 

 

(Theodor Fontane, deutscher 

Schriftsteller, 1819 - 1898) 
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